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KFO-Patientenschutz 
durch Anonymisierung

Die Digitalisierung papiergetra-
gener und bildgebender Doku-
mentationen erleichtert nicht nur 
die Archivierbarkeit und Verfüg-
barkeit der Daten innerhalb der 
Zahnarztpraxis, sondern ermög-
licht die Bereitstellung per Maus-
klick auch an externe Bearbeiter. 
Diese Erleichterung des Daten-
transfers kann zum Datenmiss-
brauch verleiten. Denn in aller 
Regel wird sich zu Beginn einer 
kieferorthopädischen Behand-
lung nicht zuverlässig absehen 
lassen, ob im Verlaufe der Be-
handlung möglicherweise die 
Konsultation eines oder mehre-
rer zahnärztlicher oder allge-
meinmedizinischer Fachkollegen 
erforderlich werden könnte. 
Möglicherweise wird der behan-
delnde Kieferorthopäde auch 
im Laufe einer Behandlung ein-
mal den Austausch mit einem 
KFO-Fachkollegen zu einem Be-
handlungsfall suchen. Zumin-
dest nach bisher geübter Praxis 
wurde zu Beginn einer Behand-
lung im Hinblick auf einen 
 solchen Datenaustausch eine 
 separate Schweigepflichtentbin-
dungserklärung von dem Patien-
ten nicht eingeholt. Sofern der 
zugezogene Mediziner demsel-
ben Fachgebiet angehört, kann 
von einem Telekonsil gespro-
chen werden. Sofern es sich um 
einen Experten einer anderen 
Fachrichtung als der Primär-
behandler handelt, wird von 
einer Teleexpertise gesprochen. 
Sofern sich Zahnärzte der 
unterschiedlichen Fachzahnarzt-
gruppen (Oralchirurgie, Kie-
ferorthopädie, Parodontologie) 
austauschen, werden Fachge-
bietsgrenzen bekanntlich nicht 
überschritten, sodass von einem 
Telekonsil auszugehen ist. Der 
um ein Telekonsil ersuchte Kon-
siliarius wird dabei regelmäßig 
nicht selbst zum mitbehandeln-

den Arzt. Zuständig für Aufklä-
rung, Behandlung, Überwachung 
und Abrechnung bleibt somit 
der vor Ort tätige Arzt.
Soweit noch ein Konsens darü-
ber besteht, dass ohne wirksame 
Einwilligung in das Telekonsil 
ein solches nicht rechtmäßiger-
weise durchgeführt werden darf, 
ist streitig, ob eine Vertragswid-
rigkeit und Strafbarkeit dadurch 
ausgeschlossen werden können, 

dass die an den Telemediziner 
übermittelten Informationen der-
art ausgewählt oder anonymi-
siert werden, dass der Telemedi-
ziner keine Rückschlüsse auf die 
Identität des Patienten ziehen 
kann. Mangels Personenbezugs 
der Befunde soll dann der Ge-
heimnischarakter entfallen, so-
dass eine Geheimnisverletzung 
nach § 203 Abs. 1 StGB nicht in 
Betracht komme. 
Dies begegnet jedoch schon in 
tatsächlicher Hinsicht Beden-
ken: Zum einen sind aus dem 
Röntgenbild eines Patienten-

schädels die Gesichtszüge des 
Patienten mithilfe entsprechen-
der Simulationssoftware dar-
stellbar, sodass wie bei der Ana-
lyse eines dentalen Befundes 
letztlich die Identifizierung des 
Patienten möglich bleibt und 
eine wirklich effiziente Anony-
misierung real ausgeschlossen 
ist. Dass diese Spur zur Identifi-
zierung des Patienten trotz Lö-
schung u. a. des Namens durch-

aus praktisch relevant bleiben 
kann, wird daran erkennbar, 
dass entsprechende Telekonsile 
durchaus auch zwischen nahe-
gelegenen Praxen desselben 
Stadtteils oder sogar Praxen 
 innerhalb desselben Gebäudes 
stattfinden. Im Falle eines Be-
handlerwechsels kann die un-
rechtmäßige Datenweitergabe 
evident werden, wenn der zuvor 
konsiliarisch beigezogene Arzt 
die Patientendokumentation des 
ihn neu aufsuchenden Patienten 
bereits aus dem telemedizini-
schen Konsil kennt. 

Ob dieses Legitimationsdefizit 
dergestalt und gewissermaßen 
antizipiert überwunden werden 
kann, dass im Rahmen der 
Pa tientenaufnahme bereits eine 
generalisierte Einwilligung in 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
 bestimmbare Konsile eingeholt 
wird, erscheint ebenfalls zwei-
felhaft. Zur Eingrenzung dürfte 
es zumindest erforderlich sein, 
dass die Facharztrichtung an-
gegeben wird, wenn überhaupt 
die Benennung des konkreten 
Arztes entbehrlich sein sollte.
Nicht unproblematisch ist auch 
die Rechtsstellung des um ein 
Konsil ersuchten Arztes, da ihm 
in der Regel bekannt ist, dass 
entsprechende Einwilligungs-
erklärungen nicht erteilt wer-
den. Dementsprechend entlastet 
auch nicht der Hinweis darauf, 
dass innerhalb einer stationären 
Einrichtung derartige ärztliche 
Konsile an der Tagesordnung 
sind und regelmäßig auch ohne 
explizite Schweigepflichtentbin-
dungserklärung durchgeführt 
werden dürfen. Der Unterschied 
beruht alleine darauf, dass im 
Falle einer stationären Versor-
gung mit dem Krankenhaus 
ein fachgebietsübergreifender, 
einheitlicher Vertragspartner dem 
Patienten gegenübersteht, der 
eine gesamthafte medizinische 
Versorgung schuldet, nach Maß-
gabe des Facharztstandards, 
der in allen Abteilungen und 
 Kliniken dieses Krankenhauses 
zu beachten ist. Im Bereich des 
niedergelassenen Kieferortho-
päden bleibt dies indes proble-
matisch.

KFO-Leistungsgutachten 
ohne Datenschutz

Einzelne KZVen hatten bekannt-
lich im Rahmen der sogenannten 
KFO-Leistungsprüfung Begut-
achtungsverfahren durchgeführt, 
obwohl eine Kompetenz hierzu 
nicht bestand, da diese vielmehr 
dem MDK der gesetzlichen 
Krankenversicherungen zuge-
wiesen war. Die auf diesem Wege 
verwerteten Gesundheitsdaten 
wurden somit ohne Rechts-
grundlage Dritten zur Verfügung 
gestellt, und zwar aufgrund eines 
systematischen Vorgehens der 
KZVen in quantitativ kaum 
 abschätzbarer Größenordnung. 
Denn für die Erstellung eines 
Einzelgutachtens erforderliche 
Übermittlung, Erhebung und 
Speicherung von Sozialdaten 

besteht alleine für den MDK 
nach § 276 SGB V eine hinrei-
chende Rechtsgrundlage. Diese 
führte zu einer „doppelten“ 
Rechtswidrigkeit der seitens 
der KZVen erstellten Vertrags-
gutachten, da einerseits eine 
Auf gabenzuweisung an die KZV 
und andererseits eine Rechts-
grundlage zur Verfügung über 
Gesundheitsdaten an andere 
Dritte als den MDK fehlt (BSG  v. 
28.02.2018 – B 1 KR 65/17 B ).

Schutz des  Kieferorthopäden 
und seiner Daten

Gewerbliche Dienstleister dürfen 
die Daten der inhaberbergeführ-
ten (Fach-)Zahnarztpraxis nicht 
ohne die ausdrückliche Einwil-
ligung des Inhabers speichern, 
verwerten oder für Werbean-
sprachen nutzen. Die Telefon-
nummer einer Praxis stellt ein 
personenbezogenes Merkmal des 
Anschlussinhabers dar, und die 
Verwendung dieser Daten zu 
 initialen Werbeanrufen verstößt 
gegen das Bundesdatenschutz-
gesetz, wenn eine ausdrückliche 
Einwilligung zuvor nicht erteilt 
worden war (VG Saarlouis, Urt. v. 
09.03.2018, 1 K 257/17). 
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Datenschutzrelevante Sachverhalte in der KFO-Praxis
Ein Beitrag von RA Michael Zach, Kanzlei für Medizinrecht, Mönchengladbach.
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